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Gestaltungssatzung fur die historische Altstadt der Stadt Ladenburg (Altstadtsatzung)
Rechtsgrundlagen:

1. Aufgrund der 88 50, 74 und 75 der Landesbauordnung fir Baden-Wirttemberg
(LBO) in der Fassung vom
2. Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom

in Verbindung mit 8 4 der Gemeindeordnung

hat der Gemeinderat der Stadt Ladenburg am 24.09.2025 folgende Neufassung der Gestal-
tungssatzung zum Schutz der Altstadt von Ladenburg beschlossen:

VORWORT

Die vorliegende Gestaltungssatzung bildet zusammen mit dem Einzeldenkmalschutz und der
Gesamtanlagen-Verordnung des Regierungsprasidiums vom 01.12.1983 eine Einheit, die in
ihrer Gesamtheit den Schutz und die Erhaltung von historischer Substanz in der Altstadt im
Geltungsbereich der Gesamtanlage Ladenburg zum Ziel hat. Durch gegenseitiges Erganzen
und Zusammenwirken aller Planungs- und Realisierungsinstrumente sollen sich Zeugnisse
vergangener Stadtgeschichte und heutige, in bauliche Formen umgesetzte Lebensformen zu
einer funktionierenden Einheit zusammenfligen.

Mit dieser Gestaltungssatzung wird der politische Wille zur Erhaltung der Altstadtwerte do-
kumentiert. Die Werte der mit der Altstadt eng verknipften Umgebungsbereiche sind durch
die Stadtbildsatzung fur die Umgebung der Altstadt vom 21.09.1978 erfasst.

Die nachstehende Satzung soll Mdglichkeiten und Grenzen der baulichen Gestaltung fir die-
jenigen Gebaude und Bereiche aufzeigen, die sich im Geltungsbereich der geschitzten Ge-
samtanlage befinden, die aber nicht unter Denkmalschutz stehen. Davon erfasst sind also
vor allem solche Geb&ude, die renoviert und modernisiert werden sollen, aber auch Ersatz-
bauten und Neubauten.

Lebensbedingungen und -anforderungen befinden sich in stetigem Wandel. Deshalb ist die-
se Satzung als Beurteilungsgrundlage fir alle Bauvorhaben in angemessenen Zeitabstén-
den zu Uberprifen und bei Bedarf fortzuschreiben.

Die Gestaltungssatzung dient als Grundgertst fiir Bauherren, Architekten, Planer und Ver-
waltung, das bereits im Vorfeld der Planung Mdglichkeiten und Grenzen fir GroRe und Ge-
staltung von Baumafl3nahmen aufzeigt.

In die Satzung integriert sind auch Regelungen zu Einfriedigungen, Werbeanlagen, Waren-
automaten sowie zur Ausstattung und Mdoblierung im Freien.

Die im folgenden dargestellte Gestaltungssatzung basiert auf einer Bestandsaufnahme des
Altstadtbereiches und seiner Umgebungsbereiche. Zur besseren Nachvollziehbarkeit des
Satzungshintergrundes ist deshalb den Festsetzungen eine Bestandsdarstellung und eine
Begrindung beigefigt, die Interessierten zur Verfligung gestellt werden, aber nicht Bestand-
teil dieser Satzung sind.
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TEIL 1 ALLGEMEINE FESTSETZUNGEN

§ 1 GELTUNGSBEREICH
1.1 SACHLICHER GELTUNGSBEREICH

Die Gestaltungssatzung gilt fur alle baulichen Anlagen, sonstige die Umgebung beeinflus-
sende Anlagen, die Ausstattung und die Moblierung innerhalb des raumlichen Geltungsbe-
reiches. Dabei ist zu beriicksichtigen, dass fur Gebaude, die nach 88 2, 12, 19 und 28 des
baden-wurttembergischen Denkmalschutzgesetzes (DSchG) Denkmale oder Teil eines
Denkmales sind, die Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes zu beachten sind.

1.2 RAUMLICHER GELTUNGSBEREICH

Der raumliche Geltungsbereich ist in der als Anlage 1 beigefiigten Ubersichtskarte darge-
stellt. Er ist identisch mit dem Geltungsbereich der Gesamtanlagen-Verordnung.

§ 2 UNTERHALTUNG, ANDERUNG BAULICHER ANLAGEN, KENNTNISGABEPFLICHT,
ERFORDERLICHE UNTERLAGEN

2.1 UNTERHALTUNG BAULICHER ANLAGEN

Bauliche Anlagen sind vom Eigentiimer und vom sonstigen Nutzungsberechtigten zu schit-
zen, zu pflegen und zu erhalten.

2.2 ANDERUNG BAULICHER ANLAGEN

Werden Gebaude oder Gebaudeteile instandgesetzt, umgestaltet oder verandert, missen
die von der Anderung betroffenen Teile in einen Zustand versetzt werden, der den Vorschrif-
ten dieser Satzung entspricht, was der kenntnisgabepflichtig geman 2.3 unterliegt.

2.3 Kenntnisgabepflicht

2.3 kenntnisga-
bepflichtig (gemaf § 50 LBO):

2.3.1 die Instandsetzung entsprechend 2.2 innen und auf3en einschliel3lich der Farbge-
bung der Fassaden

2.3.2 die Veranderung von Fassaden

2.3.3 die Erneuerung von bestehenden Fenstern, Schaufenstern, Ttren und Toren

2.3.4 die Instandsetzung aller zum Dachbereich gehérenden Teile incl. Regenschutzanlage

2.3.5 die Erneuerung des Dachbereiches und die Erneuerung einzelner Dachbestandteile
wie Gauben, Traufe, Ortgang, Kamin

2.3.6  Werbeanlagen und Warenautomaten

2.3.7 Antennenanlagen (Gemeinschaftsantennen, Satellitenempfangsanlagen, Funkanten-
nen)

2.3.8 Anlagen zur Nutzung von Solarenergie

2.3.9 Einfriedigungen.
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2.4 Erforderliche Unterlagen

Die Anforderungen an Bauvorlagen im Kenntnisgabe- und Baugenehmigungsverfahren rich-
ten sich nach den Vorschriften der LBOVVO. Nachfolgende genannte Hinweise sind hierbei
zu beachten.

2.4.1 Bei baulichen Anlagen:

2.4.1.1 Fassadenoffnungen bei Anderung von Fassaden:
- Lichtes Konstruktionsmal3,
- Breite der Gewénde oder der Putzfaschen, falls vorhanden,
- Abstande zu Gebaudekanten und anderen Fassadenoffnungen,
- Fenster- bzw. Turgliederung.

2.4.1.2 Dachaufbauten:

- Beschreibung der Materialien von Konstruktion und Verkleidung,

- Vermal3ung der Abstande von Ortgang und Traufe sowie zwischen den Gauben,

- Abstande zur angrenzenden Bebauung, proportionale Darstellung,

- Vermaliung der Gauben-Konstruktion:
Hoéhe: Zwischen UK Bristungsriegel und OK Sturzriegel,
Breite: AuRenmald der Konstruktion, lichtes Konstruktionsmal3, Trauf- und Ort-
Ganguberstande.

Auf Verlangen der Stadt ist eine zeichnerische Darstellung im Maf3stab 1 : 20, wesentliche
Details im Maf3stab 1 : 10 vorzulegen.

2.4.2 Bei Werbeanlagen und Warenautomaten
missen gem. in den Bauzeichnungen angegeben wer-
den:

- der Ort der Leistung,

- der Inhalt der Leistung,

- die Materialfestlegung,

- die Konstruktion,

- die Werbeflache selbst,

- der Abstand bis zur Bordsteinkante,

- die HOhe bis zur Unterkante der Werbeanlage,
- die Materialstarke sowie

- die Lage der Beleuchtungskorper.

TEIL 2 GESTALTERISCHE FESTSETZUNGEN

8§ 3 FASSADEN
3.1 Allgemein

1. Die Erhaltung des Erscheinungsbildes bei im Wesentlichen original erhaltenen, histori-
schen Gebauden hat grundsatzlich Vorrang vor Veranderungen.

2. Die vorhandene Farbigkeit des StraRBenbildes ist zu erhalten und fortzufiihren.

3. Verputztes Fachwerk im Einzelfall vorheriger Abstimmung mit der Stadt und
den Fachbehdrden

. Die Ablesbarkeit der vielschichtigen historischen Geschichtszeugnisse

am Objekt ist einer Freilegung gegeniberzustellen.

4. Fassadenverkleidungen (Asbestzementplatten, Spaltklinker, Bleche, Bitumenplatten u. a.)

Gestaltungssatzung fiir die historische Altstadt der Stadt Ladenburg — ,Altstadtsatzung*



-7-

sind nicht genehmigungsfahig; sind derartige Verkleidungen vorhanden, missen sie im
Falle der Fassadensanierung entfernt werden.

. Neubauten im Altstadtbereich, speziell Ersatzbauten in der Liicke, missen sich in die Ge-

samtanlage einfligen.

Werden mehrere Grundstiicke vereinigt, so ist bei einer Neubebauung oder Neugestal-
tung die Fassaden so zu gliedern, dass die alte Parzellenstruktur im Platz -und im Stra-
Renbild ablesbar bleibt.

3.2 Gliederung

1. Bei Grundstiicksvereinigungen sind die Gebaude durch Vor- oder Rickspriinge, eine an-

dere Fassadengliederung und durch unterschiedliche Farbgebung entsprechend der
ehemaligen Parzellenbreite zu gliedern. Rein maltechnische Farbauftragungen zur Glie-
derung der Fassade sind nicht ausreichend.

. Offnungen miissen einem regelmaRigen, der ortlichen Bautradition verbundenen Anord-

nungsprinzip folgen; unterschiedliche Offnungsformate miissen wiederholt auftreten.

. Senkrechte Fluchten von Offnungen sind zu erhalten bzw. wiederherzustellen.
. Neue Offnungen missen sich diesem Prinzip unterordnen.
. Vorhandene Gliederungselemente muissen beibehalten werden (Bristungs- und Sturz-

Hohen, Laibungen, Gesimse, Sockel, Klappladen).

3.3 Offnungen (Fenster, Tiiren, Tore)

1.

2.

Offnungen miissen in der Regel ein stehendes Format aufweisen, d. h. die H6he muss
die Breite um mindestens 20 % Uberschreiten.

Bei Fenstern in Offnungen (Rohbaurichtmaf3) mit einer Breite von 1 m und mehr muss ei-
ne senkrechte Gliederung erfolgen, Fenster in Offnungen mit einer Héhe von 1 m und
mehr missen horizontal gegliedert werden; die Dimension der Gliederungselemente
muss so ausgepragt sein, dass sie in handwerklicher Tradition Setzhdlzern, Kampfern
und Sprossen entspricht; gegebenenfalls ist ein Mauerpfeiler als Gliederungselement zu
verwenden.

. Die Lage, Anordnung und GréRe von Offnungen miissen bei im Wesentlichen im Original

erhaltenen Geb&uden beibehalten werden.

Wurden in frilherer Zeit bestehende Offnungsformate und -gliederungen verandert, so
muss bei Renovierungen im Einzelfall entschieden werden, ob Fenster, Turen und Tore
entsprechend dem historischen Erscheinungsbild wiederhergestellt, dimensioniert und
gegliedert werden. Bei Verwendung von Isolierverglasungen mussen die alten Profilstar-
ken Ubernommen werden; deswegen diurfen bei dieser technischen Ausfiihrung die
Sprossen innen und auf3en auf die Glasflachen aufgesetzt werden. Die Anbringung von
Sprossen ausschlief3lich zwischen den Scheiben ist nicht zulassig.

. Gestalterisch erhaltenswerte Fenster-, Tlr- und Torelemente sind zu erhalten; bei Erneu-

erung ist das Original als Vorbild zu verwenden.
Fenster, Hauseingangstiren und Schaufenster missen 0,12 m zurlickliegend eingebaut
werden, Tore missen mauerinnenbindig angeschlagen werden.

. Schaufenstertffnungen durfen kein liegendes Format aufweisen; bei einem quadrati-

schen Format muss die Fensterflache deutlich senkrecht gegliedert werden (z. B. durch
Mauerpfeiler), so dass sich stehende Formate ergeben. Pfeiler missen eine Breite von
mindestens 0,4 m aufweisen. Als Abstand der Offnungsflucht von der Gebaudekante
missen mindestens 0,4 m eingehalten werden.

Fassaden mit unterschiedlichen Offnungsformaten (z. B. stehende Formate im Erd-
Geschoss, liegende Formate im Obergeschoss) missen so verandert werden, dass ein
Erscheinungsbild mit stehenden Formaten entsteht. Die innen und aul3en aufgesetzten
Sprossen stets mit Steg auszufuhren sind (sog. Wiener Sprosse).

. Die Offnungen von Sammelparkmoglichkeiten sind so anzuordnen, dass eine Reihung

von Torelementen verhindert wird.
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3.4 Materialien

1.

9.

10.

Sichtbare Originalmaterialien wie Klinker, Fachwerk und Fachwerkteile, Naturstein (Wan-
de, Sockel, Gewande) sind sichtbar zu erhalten; durch Fassadenverkleidung verdeckte
Originalmaterialien muissen freigelegt werden. Ist eine Restaurierung dieser Materialien
mit wirtschaftlichen Mitteln nicht vertretbar, missen diese Flachen verputzt werden.

. FUr Putzfassaden an Neubauten oder Ersatzbauten darf ein Kalkzementputz in Form ei-

nes feinstrukturierten Reibeputzes verwendet werden. Ornament- und Kratzputze, auch
mit glitzernden Zuséatzen, sind nicht zulassig.

. Fachwerk muss auf der Grundlage einer sorgféaltigen Bestandsaufnahme restauriert wer-

den, d. h. schadhafte Balken missen originalgetreu ersetzt werden; ein Aufsetzen von
Brettern ist nicht zulassig.

. Historische Fenster, Schaufenster, Tiren und Tore sowie Klappladen sind zu reparieren;

bei Neuherstellung sind sie in Holz auszufiihren. Ihre Gliederung sollte historischen Vor-
bildern entsprechen. Bei Neubauten kann vom historischen Vorbild abgewichen werden,
eine Gliederung ist jedoch vorzunehmen (siehe 3.3).

Schaufenster bei Neubauten und Ersatzbauten kdénnen auch mit Metallrahmen in dunk-
len, nicht glanzenden Ténen ausgefuhrt werden.

. Die Wiederherstellung fehlender, friher entfernter Gurtgesimse und Gewénde ist auch

als Putzaufsatz (Putzfasche) zuldssig; Vorrang hat jedoch der konstruktive Einbau von
Natursteinmaterial.

. Neubauten als Ersatzbauten in der Liicke bzw. im Bereich der AltstadtstraRen miissen

verputzt werden.

. Nicht zulassig ist die Verkleidung von Fassaden oder Fassadenteilen mit keramischem

Material (Fliesen, Spaltklinker o. &.), Kunststoffen, Faserzementplatten, Bitumenpappen,
Blechen sowie glanzenden Materialien und Beschichtungen.

Holzverkleidungen - mit Ausnahme bei Tabakscheunen - dirfen nur in untergeordnetem
Mal3 verwendet werden.

Dauerhaft glanzende Materialien sind nicht gestattet.

3.5 Farbe

1.

Fur die Fassaden ist ein Farbkonzept vorzulegen. Eine reinweiRe und eine einfarbige
Farbgebung ist nicht zulassig. Fassadenflache, Sockel, Laibungen, Gurt- und Traufge-
simse, Turen, Tore und Klappladen sind farblich aufeinander abzustimmen.

Fenster sind in der Regel weil3 auszufiihren; andere Farben als weil3 sind dann zulassig,
wenn sie aus einem Gesamtfarbkonzept fir die Fassade entwickelt und begriindet sind.
Es missen jedoch Farbténe vermieden werden, welche die Gliederung des Fenster- oder
Turelementes durch ihren geringen Helligkeitswert wieder aufheben.

3.6 Fassadenbeleuchtung und -anstrahlung

Die Beleuchtung und Anstrahlung von Fassaden und von Fassadenteilen ist genehmigungs-
pflichtig. Lichterketten u. &a. sind nicht zulassig.

Eine Beleuchtung, die aus Anlass besonderer Feste, z. B. Weihnachten, und zu besonderen
Veranstaltungen angebracht wird, ist zulassig; sie ist nach Wegfall des Anlasses innerhalb
von zehn Arbeitstagen zu entfernen.
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3.7 Markisen

1.

Markisen durfen nur Uber Schaufenstern eingebaut werden. Die Konstruktion ist vor-
nehmlich im Ton der Hausfarbe zu halten. Die Markise ist auf die Gliederung der Fassade
abzustimmen, Schabracken sind unzulassig.

Die lichte Hohe der ausgedrehten Markise hat auf der ganzen Front 2,50 m, der wagrech-
te Abstand von der RandsteinauRenkante bzw. Flossen -(Rinnstein-) Mitte mindestens
0,50 m zu betragen. Die Auskragung darf in ausgefahrenem Zustand vier Meter nicht
Uberschreiten.

Markisen durfen nicht mit Werbebeschriftungen versehen sein.

Markisen missen im Erscheinungsbild wie Leinen, Segeltuch oder vergleichbare Materia-
lien ausgefihrt sein.

Grelle Farben und glanzende oder reflektierende Materialien sind unzulassig. Die Farbe
der Markise ist auf die Farbe der Fassade abzustimmen und im Einvernehmen mit der
Stadt Ladenburg festzulegen. Die verwendeten Stoffe miussen einfarbig sein.

3.8 Balkone, Loggien, Treppenabgange und Bristungen

1.

2.

3.

Stral3enseitige oder von 6ffentlichen Verkehrsflachen einsehbare Balkone und Loggien
sind in der Regel nicht zulassig.

Balkone und Loggien durfen nur in verputztem Mauerwerk oder in Holz ausgefihrt wer-
den.

Nicht strafl3enseitige Altane und Treppenabgange sind zulassig, wenn sie sich nach Form,
Malf3stab, Gliederung und Material in das historische Stadtbild einfligen.

3.9 Weitere Fassadenbestandteile

~N O

§

1. Historische Fassadenbestandteile sind zu erhalten.
2.
3. AuRRen liegende Treppenstufen aus Naturstein sind zu erhalten und zu restaurieren; neue

Vordacher und frei auskragende Platten sind an der StraRenfassade nicht zulassig.

und nicht restaurierbare Treppenstufen sind in Naturstein auszufiihren (roter Sandstein in
Vollmaterial)

. Verkleidungen von Treppenstufen, Gewanden und Fensterbdnken aus glanzenden oder

keramischen Materialien (Fliesen, Spaltklinker) sind bei Fassadenrenovierungen zu ent-
fernen und durch Naturstein zu ersetzen.

. AulRenliegende Kellerabgénge sind zu erhalten und zu restaurieren. Blechtiren und

Blechabdeckungen sind durch Holztliren zu ersetzen.

. Friher entfernte Klappladen sind als Holzklappladen wieder anzubringen.
. Briefkasten und Zeitungshalter sind in Tlren, Tore oder die Fassade zu integrieren und

farblich anzupassen.

. Vorhandenes Lochmauerwerk muss als Zeugnis der alten Nutzung erhalten werden.
. Leitungsfuihrungen auf der Fassade sind nicht zulassig.

10.
11.
12.

Gelander, z. B. bei Fenstertiren, sind in einer schlichten Gestaltungsform auszufihren.
Fur Werbeanlagen und Automaten gelten die Festsetzungen gemal § 7 dieser Satzung.
Regelungen zu Regenrinnen und Fallrohren, Schornsteinen, Abluftrohren, Luftungsleitun-
gen, Antennenanlagen und Anlagen zur Nutzung von Solarenergie an der Fassade siehe
4.6.2 bis 4.6.5.

4 DACHBEREICH

4.1 Allgemein

Die Vielgestaltigkeit der Déacher ist ein wesentlicher Bestandteil des Ladenburger Stadtbil-
des. Dementsprechend sind die Dachflachen mit leichtem Hohenversatz, eventuell differie-
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render Dachneigung, Richtungswechsel, Aufschieblingen u. a. zu erhalten und bei Erneue-
rung wieder so zu gestalten. Dies gilt auch bei Ersatz- und Neubauten.

Die zusammenhangende Dachflache und die durchlaufende Traufe pro Gebaude missen im
Erscheinungsbild vorherrschend sein.

Dachaufbauten mussen dem Hauptdach in Grof3e, Anzahl und Materialsprache untergeord-
net werden. Auf der dem StralRenraum abgewandten Seite konnen Zwerchgiebel und Quer-
giebel errichtet werden.

Bei Dacherneuerungen und bei Ersatzbauten in der Licke muss die bestehende bzw. ur-
sprungliche Dachform Gbernommen werden, es sei denn, es handelt sich um ein Notdach
oder um ein bereits friher - in untypischer Weise - verandertes Dach.

4.2 Dachneigung
4.2.1 Hauptdacher

Die Dachneigung von

- Sattelddchern muss mindestens 45° betragen;

- Satteldachern auf Garagen und 1-geschossigen Nebengebduden muss mindestens 35°
betragen;

- Pultdachern muss mindestens 25° und darf maximal 35° betragen.

4.2.2 Flachdacher
Flachdacher sind nicht zulassig.
4.2.3 Dachaufbauten

Die Dachneigung von Schleppgauben darf die des Hauptdaches um max. 20° unterschrei-
ten; die Dachneigung von Satteldachgauben, Zwerchhausern und Quergiebeln muss > 40°
und < 52° sein.

4.3 Dachhaut

Zulassig fur alle Geb&udearten und fir Dachaufbauten ist nur die Tonziegeldeckung in Form
von Biberschwanzziegeln und Falzziegeln. Neueindeckungen muissen unglasiert sein und
einen Farbton von rot bis rotbraun aufweisen. Dachdeckungen aus Zementfaserschindeln,
Wellblech oder Wellasbest u. &. sind bei entsprechender Sanierung durch eine Ziegelde-
ckung zu ersetzen.

4.4 Dachiuberstande

4.4.1 Ortgang

Freiliegende Ortgange sind mit einem Uberstand auszufiihren. Bei traufestandigen Gebau-
den darf der Uberstand nicht gréRer als 0,20 m ohne Dachrinne sein, bei giebelstandigen
Gebauden maximal 0,30 m.

Zulassige Ausfuhrung des Ortganges:

- Abschluss mit Zahnleiste bzw. -brett und Deckbrett,

- Abschluss mit Deckbrett und sichtbarer, nicht glanzender Blechverwahrung von max. 0,04
m Hohe.
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Nicht zulassig sind Verkleidungen mit Schiefer oder Schiefer-Ersatzstoffen sowie Ortgang-
Ziegeln.

4.4.2 Traufe

Traufen mussen mit einem Uberstand von mindestens 0,30 m bis maximal 0,50 m ausge-
fuhrt werden (waagerecht gemessen und ohne Rinne, siehe 4.4.1). In der Regel ist die Trau-
fe als geschlossenes Traufegesims auszubilden und zu gliedern. Mdglich ist auch die sicht-
bare Sparrenkonstruktion.

4.5 Dachaufbauten
4.5.1 Dachraumbelichtung

Auf den dem offentlichen Raum zugewandten Dachflachen sind zur Belichtung des Dach-
Raumes nur Dachaufbauten in Form von einzelnen Schleppgauben, Satteldachgauben und
kleinen Dreiecksgauben (Basis max. 2,00 m) zulassig.

Dachflachenfenster sind unzulassig. Bei Dacherneuerungen mussen vorhandene, auf der
Stral3enseite liegende Dachflachenfenster durch Dachaufbauten ersetzt oder geschlossen
werden.

Auf den vom offentlichen Verkehrsraum nicht einsehbaren Dachflachen kénnen zur Belich-
tung des Dachraumes auch Atelierfenster herangezogen werden. Ihre Breite darf 2,50 m
nicht Uberschreiten; ihr Abstand untereinander muss mindestens 2,50 m betragen. Die ge-
samte Offnungsbreite darf 50 % der Gebaudebreite nicht iberschreiten.

Auf den vom offentlichen Verkehrsraum nicht einsehbaren Dachflachen kénnen in zweiter
Reihe auch Dachfester in einer Gro3e von max. 0,60 Lange x 0,75 m Breite ausgefuhrt wer-
den, diese aber nur ohne aufgesetzten Sonnenschutz.

Als besondere Form der Dachraumbelichtung kann im Einzelfall an der strallenabgewandten
Seite eine Dachloggia ausgebildet werden, siehe 4.5.2 und 4.5.4.3.

4.5.2 Lage in der Dachflache
Dachgauben sind auf die 1. Dachebene zu beschranken.

Bei Nutzung des 2. Dachgeschosses sind vorrangig die Giebelflachen und die dem StrafRen-
raum abgewandten Dachflachen zur Belichtung heranzuziehen. Gauben in der 2. Dachebe-
ne sind nur bei Gebauden mit entsprechend groRem Dachraum zuléassig und dann nur in ge-
ringerer Zahl und Héhe als die in der 1. Dachebene. Sie missen entweder in gleicher Achse
der darunterliegenden Gauben oder mittig zwischen diesen liegend angeordnet werden.

Der Abstand des letzten Ziegels des Gaubendaches zum First muss mindestens 1,0 m be-
tragen.

Dachaufbauten mussen einen Bezug zu den darunterliegenden Fassadenfenstern haben,

d. h. sie mussen entweder in der Fensterachse oder mittig zwischen den Fenstern liegen
oder eine der Fensterfluchten aufnehmen; wichtiger ist jedoch eine ruhige und sparsame
Verteilung auf dem Dach.

Dachaufbauten missen mit ihnren AuRenmal3en einen Abstand vom Ortgang von mindestens
1,25 m einhalten, bei sehr schmalen Gebauden kann hiervon eine Ausnahme zugelassen
werden. Der Abstand zwischen den Gauben muss mindestens 1,25 m betragen, gemessen
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zwischen den Gaubendach-AufRenkanten. Die Gaubenbreite darf 3,00 m nicht Uberschreiten.

4.5.3 Summe und Anzahl der Dachaufbauten

Die Summe der Gaubenbreiten (AuRenmalie) darf in der 1. Dachebene 50 % der Fassa-
denbreite, in der 2. Reihe 30 % nicht Gberschreiten. Eine Ausnahme stellt das durchlaufende
Gaubenband dar, das nur die Ortgangabstande einhalten muss. Im Neubau sind Gauben-
bander ausgeschlossen.

4.5.4 Grole
Die folgenden MalRRangaben beziehen sich auf das lichte Konstruktionsmalf? der Gauben.
4.5.4.1 Schleppgauben

Bei Einzelgauben darf die Breite 1,0 m nicht Uberschreiten; ihre Hohe darf die Breite um
max. 20 % Uberschreiten, vorbehaltlich weitergehender brandschutztechnischer Auflagen.
Doppelgauben sind als Summe zweier Einzelgauben zu verstehen und sind mittig mit einem
Pfosten zu versehen.

Gauben in der 2. Dachebene missen um 1/3 niedriger sein als die der 1. Dachebene und
durfen nur als Einzelgauben erstellt werden.

Gaubenfenster mit Breiten > 0,70 m mussen konstruktiv mindestens senkrecht gegliedert
werden. Sie diurfen in der 1. Dachebene maximal eine Hohe von 0,70 m aufweisen.
Gaubenbéander sind nur als Addition gleicher Einzelelemente zuldssig (etwa Sparrenab-
stand).

Durchlaufende Gaubenbé&nder in der 2. Dachebene dirfen nur eine Hohe von 0,50 m auf-
weisen.

4.5.4.2 Satteldachgauben

Das lichte Konstruktionsmaf3 darf bei Einzelgauben 1,0 m in der Breite und 1,20 m in der
Hohe (= +20 %) nicht Uberschreiten.

Doppelgauben mit liegendem Fensterformat sind nur ausnahmsweise zugelassen, weil sie
eher einem Zwerchhaus gleichen und dominierend in der Dachflache wirken. lhre Fenster
sind durch einen Mittelpfosten optisch zu trennen und missen mindestens eine senkrechte
Gliederung erhalten.

4.5.4.3 Dachloggien

Dachloggien durfen nur an der strafenabgewandten Seite ausgebildet werden und nur in
der ersten Dachebene. Die maximale Breite darf 50% der Geb&udebreite nicht Uberschrei-
ten. Zum Ortgang ist ein Abstand von 1,25 m einzuhalten. Die Breite einer Dachloggia darf
4,00 m nicht Gberschreiten.

4.5.5 Ausfihrung

In der Regel muss die Konstruktion in Holz ausgefuhrt werden. Die Konstruktion muss ab-
lesbar sein und sich in das vorhandene Ortsbild einfligen. Bei Neubauten und nicht denk-
malgeschitzten Objekten kénnen auch andere nicht glanzende Konstruktionen zugelassen
werden. Diese sind in Material und Dimension im Rahmen des Genehmigungsantrags zu er-
lautern.
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Zulassig fur die Ausfuihrung der Gaubenbacken sind:

- Verputz, farbig gestrichen,

- Holzschalung mit Fugen und Deckleisten, farbig auf das Dach bzw. die Fassade
abgestimmt,

- Blechverkleidung mit Stehfalz (vorbewittert),

- Naturschiefer, jedoch nicht fur Traufe und Ortgange,

- Verglasung, jedoch nur bei Neubauten.

Die Sturzzone der Gauben darf nur die Summe der einzelnen, notwendigen Konstruktions-
teile wie Sturzriegel, Sparren und Dachdeckung beinhalten. Deshalb ist die Dachdammung
zwischen den Sparren anzuordnen.

AulRen angebrachte Rollladenkésten sind nicht zulédssig; innenlaufende Rollladen sind nur
dann zulassig, wenn sie der Sturzzonen-Regel entsprechen.
Fenster sind zurtickliegend anzuschlagen.

Bei kleinen Dreiecksgauben, Gauben in der 2. Dachebene und Gaubenbandern kann zu-
gunsten einer ausreichenden Belichtung und eines zierlichen Erscheinungsbildes auch eine
nicht glanzende Metallkonstruktion verwendet werden (Detaillierungspflicht).

4.6 Sonstiges

4.6.1 Allgemein

Einrichtungen auf der Dachflache wie Entliftungsrohre, Schornsteine und Antennenanlagen
sind auf den der StralRenseite abgewandten Dachflachen anzubringen. Gastronomie-
Entluftungskanale und sonstige groRdimensionierte Entliftungsleitungen missen unter Dach
gefuhrt werden. An der Fassade sind keine Leitungsfihrungen, abgesehen von Regenfall-
rohren, zulassig.

4.6.2 Regenrinnen und Fallrohre

Regenrinnen und Fallrohre missen offenliegend ausgefuhrt werden. Ihre Farbgebung und
das Material sind abzustimmen. Die Regenrinne ist als halbrunde Rinne auszufihren.

Traufen von Schleppgauben durfen keine Rinne und kein Fallrohr erhalten. Ausnahmsweise
kann eine Minimalrinne (6-teilig) ohne Fallrohranschluss mit einem seitlichen Uberstand
ausgefuhrt werden.

4.6.3 Schornsteine, Abluftrohre, Luftungsleitungen

Schornsteine sind mit naturrotem Klinkerstein zu ummanteln oder zu verputzen. Sie sind
mdglichst in Firstndhe zu errichten. Abluftrohre sowie Liftungsleitung sind hinsichtlich ihrer
Farbgebung und der Materialien an die Gestaltung der Fassade anzupassen.

4.6.4 Antennenanlagen

Antennenanlagen sind auf das technisch erforderliche Minimum zu beschranken; sie mus-
sen auf der Blockinnenseite angebracht werden. Pro Gebaude ist nur eine Antenne zulassig.

4.6.5 Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien
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Solaranlagen auf einsehbaren Dachflachen sind nach den Vorgaben der Satzung entspre-
chend der vorgefundenen Ziegelfarbe in Rot auszufuhren. Bei bestehenden schiefergedeck-
ten Dachern sind Solaranlagen im einsehbaren Bereich der vorgefundenen Ziegelfarbe in
Schwarz auszufuhren.

Solaranlagen sind im Geltungsbereich der Altstadtsatzung unter den unten beschriebenen
Voraussetzungen zuldssig. Solaranlagen muissen im einsehbaren Bereich sich der Dachfla-
che unterordnen. Das ist insbesondere der Fall, wenn

e das Dach durch die Solaranlage nicht fremdartig Uberformt wird; aufgesetzte So-
larelemente halten so viel Abstand von den Dachkannten, dass das Dach in seiner
Kontur ablesbar bleibt (in der Regel 2 bis 3 Ziegelreihen);

e die Solaranlage moglichst flachenhaft angebracht ist; keine ,Briefmarken* Uber die
Dachflache verteilt sind.

¢ die Solaranlage matt und monochrom ausgefihrt ist (Rahmen und Module).

Warmepumpen sind im Geltungsbereich der Altstadtsatzung ausschlie3lich auf nicht ein-
sehbaren Flachen und Dachflachen zulassig.

Balkonkraftwerke sind im Geltungsbereich der Altstadtsatzung im nichteinsehbaren Bereich
uneingeschrankt zulassig. Auf vom offentlichen Bereich einsehbaren Flachen missen sich
Balkonkraftwerke dem Umfeld farblich anpassen.

Als - nichteinsehbaren vom offentlichen Bereich- werden die Flachen definiert, welche von
jeglicher offentlicheren Verkehrsflache nicht einsehbar sind.

8§ 5 EINFRIEDIGUNGEN

5.1 Allgemein

Einfriedigungen Tire und Tore sind grundsatzlich genehmigungspflichtig.

Die Festsetzungen gelten fur alle an den 6ffentlich begehbaren und befahrbaren Raum an-
grenzenden Flachen. Historisch originale Einfriedigungen, Tiren und Tore missen erhalten
werden, um sich an neue historischen Vorbildern zu orientieren.

5.2 Material

5.2.1 Tore und Turen

Zulassige Materialien sind Holz und Stahl/Eisen. Nicht zuldssig sind Kunststoffe, glanzende
Oberflachen, Ornament- und Strukturglas, naturfarbenes Aluminium, VA-Stahl, Zementfa-
sermaterialien, Wellbleche o. a.

5.2.2 Mauern, Zaune

Zuldssig sind verputzte Mauern, Bruchstein-Sichtmauerwerk aus Sandstein, Klinkermauer-
werk und senkrecht gegliederte Stahl- /Eisenzaune und Holzlattenzéune.

Nicht zulassig sind Drahtgitter- und Drahtgeflecht, Jagerzaune und die Verwendung von un-
ter 5.2.1 untersagten Materialien.
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Verputzte Mauern missen einen oberen Abschluss aus Ziegeln oder mit mindestens 0,05 m
starken Platten aus Naturstein erhalten. Sie sind im Farbton oder einer Farbton-Nuance der
dazugehorigen Fassade zu streichen. Mauern aus Klinkersteinen durfen nur im Zusammen-
hang mit Klinkergebauden errichtet werden. Sie sind mit Pfeilern in einzelne Abschnitte zu
gliedern und miissen einen oberen Abschluss erhalten. Eine weitere Gliederung der Wand-
flache ist erwiinscht.

Bruchsteinmauerwerk darf in der Regel keine Abdeckung erhalten. Die oberste Schicht kann
mit Zustimmung der Stadt ausnahmsweise jedoch aus einer steinmetzmafiig bearbeiteten
Abdeckung in geneigter, halbrunder oder dachférmiger Gestaltung bestehen.

Eisenzaune sind in einzelne Abschnitte mit dazwischenliegenden Metallpfosten oder Pfeilern
zu gliedern. Sie konnen frei oder auf einem Sockel errichtet werden. Die Gitterfelder missen
aus senkrechten und mindestens 2 waagerechten Stében bestehen.

Mauerpfeiler sind in verputzter Form und als Klinkermauerwerk zulassig; Pfeiler aus Sand-
steinquadern sind nur als Randpfosten (von Toren) zuldssig. Pfeiler und Mauerwerk sind in
gleichem Material auszufihren.

Pfeiler missen etwas hoher als das anschlieRende Mauer- bzw. Gitterstiick sein. Grundséatz-
lich mussen Pfeiler eine Abdeckung aus Ziegeln - geneigt oder dachférmig - oder aus einem
Werkstein erhalten.

5.3 Ausfihrung

Die Ausfihrung von Einfriedigungen, Toren und Tiren soll sich an historischen Vorbildern
orientieren.

5.3.1 Tore und Tlren

Zwischen Tor bzw. TUr und Gebaude mussen Pfeiler oder Mauerstlicke liegen; sie durfen
nicht unmittelbar am Gebaude befestigt werden.

5.4 Hohe

Die Hohe der Mauern ist mit der Stadt abzustimmen und muss sich an der Umgebung orien-
tieren. Neue Mauern dirfen nicht hoher als 1,80 m sein (vgl. 811 Abs. 2 Nachbarrechtsge-
setz Baden-Wirttemberg).

§ 6 BAUMASSEN, STELLUNG DER GEBAUDE

Hinweis: Da der gesamte Altstadtbereich innerhalb der mittelalterlichen Stadtmauer gemaf?
§ 19 DSchG unter Schutz gestellt ist, regelt die Gesamtanlagen-Verordnung die Festsetzung
bezlglich der Baumasse und Stellung der Gebaude.

Bei Neubebauung einer grof3eren zusammenhdngenden Flache muss die Stellung und Lage
der Gebaude der des gewachsenen Altstadtbildes entsprechen. First- und Traufelangen
groRerer Gebaudeeinheiten missen denen der altstadttypischen Parzellenstruktur entspre-
chen.

Bei groReren Gebaudetiefen (Bestand, Ersatzbau, Neubau) darf das Satteldach nur Uber ei-
ne Gebaudetiefe von 10 m errichtet werden; die darliberhinausgehende Gebaudetiefe muss
mit einem Quergiebel Gberdacht werden.
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8§ 7 WERBEANLAGEN, WARENAUTOMATEN

7.1 Sachlicher Geltungsbereich

Werbeanlagen sind alle Einrichtungen und Beschriftungen, die der Ankindigung oder An-
preisung sowie als Hinweis auf Gewerbe, Beruf oder Waren dienen und vom 6ffentlich be-
gehbaren Verkehrsraum aus sichtbar sind. Entsprechendes gilt fir Warenautomaten, die
dem Anbieten von Produkten verschiedener Art dienen.

7.2 Zustimmungspflicht, Zulassigkeit
Werbeanlagen und Warenautomaten sind genehmigungspflichtig (siehe 2.4.2.)

Damit die Einflugung der Werbeanlagen in das Stadtbild und die Anordnung am Geb&ude
beurteilt werden kénnen, sind bei Bauantragen fur Werbeanlagen Standort und Ansichten
einschlie3lich des Umfeldes deutlich zu machen.

Werbeanlagen sind nur an der Stétte der Leistung und auf der den StralRen zugewandten
Seite der Gebaude zuldssig, es sei denn, der Betrieb befindet sich im Innenbereich eines
Quartiers oder einer Passage. Sie sind nur zulassig bis zur Unterkante der Fensterbriistung
bzw. des Bristungsbandes des 1. Obergeschosses. Eine Ausnahme bildet der obere Teil
der Aufhéngekonstruktion von Auslegern.

Unzuldssig sind:

- Werbeanlagen oberhalb oder im Zusammenhang mit der Dachtraufe;

- Werbeanlagen auf oder an Leitungsmasten, Schaltkasten, Kabelverteilern, Lampen, Gel-
andern u. a., an Baumen und Mauern (Einfriedigungen, Stitzmauern u. a.), Zaunen und
Bauzaunen, auf Brand- und Giebelwanden oberhalb des Erdgeschosses;

- Plakatanschlage sowie Beschriftungen an Schaufenstern flr Fremdwerbung; aus Anlass
besonderer Veranstaltungen (kirchliche, kulturelle, sportliche, politische und kommerzielle
Veranstaltungen) kann Werbung in begrenztem Umfang und befristet zugelassen werden;

- selbstleuchtende Werbeanlagen wie z. B. Neonr6hren, von innen beleuchtete Kastenfor-
men u. a. mit Ausnahme von einzelnen Buchstaben (z. B. ,A"“ von Apotheke), grelle und
fluoreszierende Farben sowie Blink-, Lauf- und Wechselschaltungen;

- an Fassaden angebrachte Banner und Fahnen zu Werbezwecken;

- Schaufensterbeklebungen sowie Beschriftung und Bemalungen, Spannbéander, Folien und
Tafeln, Sinnbilder oder Zeichnungen zu Werbezwecken an Schaufenstern, sofern diese 10
% der Glasflache Uberschreiten;

- freistehende Fahnenmasten und Werbesténder zu Werbezwecken.

7.3 Grof3e, Material, Aufstellung, Anbringung

Werbeanlagen, Hinweisschilder und Automaten mussen sich in Grof3e, raumlichem Umfang,
Form, Farbe, Material und Anordnung der Fassade unterordnen und dem Charakter der
Stralen und Platze anpassen. Dies gilt auch bei serienméaRig hergestellter Firmenwerbung,
einschliellich registrierter Waren- und Firmenzeichen.

Die Konstruktion von Auslegern darf mit einzelnen Bestandteilen bis zu 2,0 m auskragen, die
eigentliche Werbeflache bis zu 1,7 m; fiur die Ansichtsflachen sind maximale Gréf3en von 0,6
auf 0,8 m bei geschlossenen Flachen zulassig, bei durchbrochenen Ansichtsflachen 0,8 auf
1,0 m.
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Dies gilt auch fur direkt an der Fassade montierte Steckschilder zuzlglich einer Befesti-
gungskonstruktion von max. 0,2 m; die Konstruktionsdicke der Ansichtsflachen darf 0,05 m
nicht Gberschreiten.

Vorzugsweise zu verwendende Ausflhrungsarten von Werbeanlagen:

- Maltechnische Auftragsweise auf der Wandflache oder sonstigem Werbetrager,

- Ausleger oder Steckschilder in Form von bemalten oder beschichteten Blechen mit figtrli-
chen Darstellungen (z. B. gewerbebezogen),

- indirekte Anleuchtung durch nichtblendende Strahler,

- auf die Wand gesetzte Einzelbuchstaben ohne sichtbare Unterkonstruktion.

Werbeanlagen und Schriften miissen auf die Proportionen des Gebaudes abgestimmt sein
und durfen bei Anbringung parallel zur Fassade die Hohe von 0,4 m nicht Uberschreiten; bei
einzelnen Schriftzeichen (max. 3 Zeichen) ist eine maximale Héhe von 0,6 m zulassig.

Werbeanlagen diirfen Gesimse, Gliederungs- und Zierelemente, Lisenen, Pfeiler, Erker u. a.
sowie historisch bemerkenswerte Bauteile, Zeichen und Inschriften nicht verdecken.

Werbeanlagen mehrerer Betriebe an einem Gebaude sind nach einer gemeinsamen Kon-
zeption zu gestalten und aufeinander abzustimmen.

Schaukasten sind nur zulassig, wenn sie vollstandig im Mauerwerk eingelassen sind.
Schaukasten flur Vereinsmitteilungen und fur gastronomische Speise- und Getrankekarten-
aushange durfen aber die Gebaudeflucht um 0,1 m Uberschreiten, wenn sie nicht gréf3er als
0,2 m2 sind. Turen und Fensterladen sowie Tiren- und Fenstergewande oder Pfeiler durfen
nicht zu Schaukéasten ausgebaut werden oder mit solchen verdeckt werden. Die Beleuch-
tung der Schaukasten ist blendfrei abzuschirmen; selbstleuchtende Schaukasten sind unzu-
lassig.

Automaten dirfen nur innerhalb von Gebauden angebracht werden.

Klapptafeln missen so gestaltet sein, dass sie sich in das Stadtbild einfligen. Fir jedes Ge-
schaft ist auf einer Hausfront nur eine Klapptafel zulassig. Klapptafeln verschiedener Ge-
schéfte in einem Gebaude sind aufeinander abzustimmen.

§ 8 AUSSTATTUNG, MOBLIERUNG

8.1 Allgemein

Die Ausstattung und Moblierung offentlicher Flachen ist hinsichtlich der Sondernutzung 6f-
fentlichen Raumes erlaubnispflichtig. Hierzu ist jahrlich bei der Stadt ein Antrag mit Lage-
plan, Angaben zur Anzahl der Tische und Stiihle sowie zur sonstigen Ausstattung und Mdb-

lierung einzureichen.

Neubeschaffungen sind rechtzeitig anhand aussagekraftiger Unterlagen zur Musterung mit
der Stadt einvernehmlich abzustimmen.

8.2 Sonnenschirme

Sonnenschirme sind nur als Sonnenschutz zuldssig. Das Stadtbild darf durch sie nicht be-
eintrachtigt und wesentliche Bauteile des Gebaudes durfen nicht Gberdeckt werden.

Der Stoff der Sonnenschirme darf ausschlie3lich aus einfarbigem wie Segeltuch, Leinen o-
der einem vergleichbaren textilen Gewebe bestehen. Beschichtete, glanzende, glatte, reflek-
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tierende oder auf sonstige Weise storend wirkende Gewebe sowie Motive und Muster, grelle
Farben und Werbeaufschriften sind nicht zulassig.

An einem Gebaude oder auf Platzen ist nur ein Sonnenschirmtyp zu verwenden. Wenn meh-
rere Betriebe auf einem Platz gastronomisch aktiv sind, kénnen betriebsbezogen unter-
schiedliche Sonnenschirmtypen und -farben verwendet werden, wenn sie dieser Satzung
ansonsten entsprechen.

8.3 Mdblierung

Fur die Moblierung der AuRenbewirtschaftung von Cafés und Gaststétten ist eine unauf-
dringliche, einfache Form aus Metall und/oder Holz zu wahlen. Tische und Stihle sind je Be-
trieb einheitlich in ihrer Gestaltung und zuriickhaltend in ihrer Farbgebung, u. a. nicht glan-
zend, auszuwahlen.

Die Verwendung von Kunststoffen ist mit Ausnahme der Sitz- und Rickenbespannung nicht
zulassig.

Biertischgarnituren zur stéandigen Verwendung sind nicht zulassig. Teppiche, Kunstrasen u.
a. Bodenbelage sind nicht gestattet.

Die Beweglichkeit der Mdbel muss sichergestellt sein.

Weitere Regelungen werden in der erforderlichen stralenrechtlichen Sondernutzungser-
laubnis getroffen.

8.4 Pflanzkibel

Die Verwendung von Pflanzkibeln bedarf hinsichtlich ihrer Anzahl, ihres Aussehens, ihres
Materials und ihrer Bepflanzung der Zustimmung der Stadt.

TEIL 3 SCHLUSSBESTIMMUNGEN

§ 9 ANTRAGSFORM

Alle zu dieser Satzung gestellten Antrage bedurfen der Schriftform.

§ 10 ABWEICHUNGEN, AUSNAHMEN, BEFREIUNGEN gemalf § 56 LBO

Von Vorschriften dieser Satzung kénnen Abweichungen, Ausnahmen oder Befreiungen zu-
gelassen werden, wenn der historische Charakter, die kiinstlerische Eigenart und die stadte-
bauliche Bedeutung der Gebaude, des StralR3en- oder Platzbildes sowie des Altstadtgefiges
dadurch nicht beeintrachtigen wird bzw. dies erfordern. Uber die Zulassigkeit von Abwei-
chungen, Ausnahmen oder Befreiungen entscheidet der Technische Ausschuss als be-
schlielBender Ausschuss des Gemeinderats der Stadt. Es besteht kein rechtlicher Anspruch
auf Genehmigung eines entsprechenden Antrages.
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8§ 11 ORDNUNGSWIDRIGKEITEN gemaR § 75 LBO

Ordnungswidrig handelt, wer gegen die Bestimmungen dieser Satzung verstofit.
Zuwiderhandlungen gegen die 88 3 bis 8 dieser Satzung kdnnen gem. § 75 Abs. 4 LBO mit
einer Geldbuf3e bis zu geahndet werden. In schwerwiegenden Fallen kann
die Wiederherstellung des vorherigen Zustandes, der Rickbau oder die Herstellung des ge-
nehmigten Zustandes gefordert werden.

8§ 12 INKRAFTTRETEN

Diese Satzung tritt mit dem Tage der 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Ladenburg, den 25.09.2025

Stefan Schmutz
Burgermeister

Gestaltungssatzung fiir die historische Altstadt der Stadt Ladenburg — ,Altstadtsatzung*



	- Altstadtsatzung -
	VORWORT
	TEIL  1                 ALLGEMEINE  FESTSETZUNGEN
	KENNTNISGABEPFLICHT, ERFORDERLICHE UNTERLAGEN

	TEIL  2        GESTALTERISCHE  FESTSETZUNGEN
	TEIL  3          Schlussbestimmungen
	Anlage 3: Liste der freizulegenden Fachwerkhäuser

	TEIL  1                                       ALLGEMEINE FESTSETZUNGEN
	TEIL  2                                 GESTALTERISCHE FESTSETZUNGEN
	8.1 Allgemein
	Die Ausstattung und Möblierung öffentlicher Flächen ist hinsichtlich der Sondernutzung öffentlichen Raumes erlaubnispflichtig. Hierzu ist jährlich bei der Stadt ein Antrag mit Lageplan, Angaben zur Anzahl der Tische und Stühle sowie zur sonstigen Auss...

	TEIL  3                                                       SCHLUSSBESTIMMUNGEN


